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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
Allgemeinverfügung des Landkreises Celle zur Umsetzung der Meldungen der Einrichtungen und Unternehmen nach 
§ 20 IfSG (sog. Masernschutzgesetz) an das Gesundheitsamt Celle 

 
Allgemeinverfügung nach § 16 Absatz 1 Satz 1 IfSG i. V. m. § 3 Absatz 1 Nummer 1 Niedersächsisches Gesetz über 

den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) zur Umsetzung des § 20 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
 

Zur Umsetzung des § 20 IfSG (sog. Masernschutzgesetz) ergeht folgende Allgemeinverfügung:  
 
1. Die Leitungen der Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG, sind verpflichtet, an das Gesundheits-

amt des Landkreises Celle eine Benachrichtigung über Personen nach  

• § 20 Absatz 9 Satz 2 IfSG  

• § 20 Absatz 9a Satz 2 IfSG 

• §20 Absatz 10 Satz 2 IfSG sowie gemäß 

• §20 Absatz 11 Satz 2 IfSG 
über das digitale Meldeportal https://portal.landkreis-celle.de/dienstleistungen unter Stichwort „Masernmeldung“ 
einzureichen, sofern sich deren Betriebsstätte bzw. Betriebsstätten im Bezirk des Gesundheitsamtes Celle befin-
det bzw. befinden. Eine Meldung per E-Mail ist nicht möglich.  

2. Personen, die der Nachweispflicht hinsichtlich eines ausreichenden Masernschutzes nach § 20 Absatz 8 IfSG 
unterliegen und freiberuflich bzw. selbstständig tätig sind, haben die Meldung über einen fehlenden Nachweis an 
das Gesundheitsamt des Landkreises Celle über den in Punkt 2 beschriebenen Meldeweg selbstständig zu täti-
gen. 

3. Bereits dem Gesundheitsamt gemeldete Personen, die auch fortlaufend keinen Immunitätsnachweis erbracht ha-
ben, sind spätestens nach Ablauf von 12 Monaten nach der letztmaligen Meldung erneut über den unter Punkt 2 
beschriebenen Meldeweg zu melden. 

4. Die Meldung hat unverzüglich nach § 20 Abs. 9 Satz 2 zu erfolgen. „Unverzüglich“ bedeutet ohne schuldhafte 
Verzögerung seitens der zur Meldung verpflichteten Personen. Wenn an Schulen und in Kindertageseinrichtungen 
sowie Kindertagespflegestellen die Nachweise nicht vor Beginn der Sommerferien/Schließzeiten angefordert wur-
den, müssen die Vorlage und Kontrolle der Nachweise und die Meldung an das Gesundheitsamt bis spätestens 
31.10. des jeweils laufenden Jahres nachgeholt werden.  

5. Die Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG sowie die unter Punkt 2 genannten Personen sind 
verpflichtet, unverzüglich Änderungen an bereits erfolgten Meldungen vorzunehmen, wenn ihnen Kenntnisse vor-
liegen, die sich auf das Verfahren beim Gesundheitsamt auswirken können. Änderungsmeldungen sind digital 
über den in Punkt 2 beschriebenen Meldeweg einzureichen.   

6. Die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird 
angeordnet.  

7. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  
8. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Celle zur Umsetzung der Meldungen der Einrichtungen und Unterneh-

men nach § 20 IfSG (sog. Masernschutzgesetz) an das Gesundheitsamt Celle vom 27.07.2022 wird aufgehoben. 
 

Begründung:  
 
Die Landkreise und kreisfreien Städte sind für die Umsetzung des § 20 IfSG (sog. Masernschutzgesetz), insbesondere 
gem. § 3 Absatz 1 Nummer 1 NGöGD, zuständig. 
 
Mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach § 20 IfSG kann im Land Niedersachsen flächendeckend durch eine 
einheitliche Vorgehensweise die Umsetzung des Masernschutzgesetzes sichergestellt werden. Gleichzeitig ist die Auf-
rechterhaltung der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung sowie die Beschulung und Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen in allen Bereichen ein wichtiges Ziel, welches sicherzustellen ist. Nach der gesetzlich verpflichtenden 
Meldung von nicht immunisierten Mitarbeitenden der Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG ist die 
Einschätzung der  
Versorgungs-, Beschulungs- und Betreuungsgefährdung durch das Gesundheitsamt als Grundlage für Anordnungen 
erforderlich. 
 
Die Allgemeinverfügung wurde um einen neuen digitalen Meldeweg, konkretisierte Fristen sowie meldepflichtige Per-
sonenkreise angepasst. 
 
Rechtsmittel gegen diese Verfügung haben keine aufschiebende Wirkung. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung 
gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 VwGO ist im überwiegenden öffentlichen Interesse geboten, um Ansteckungs-
gefahren zu minimieren. Für die Anordnung der sofortigen Vollziehung besteht ein überwiegend öffentliches Interesse, 
weil die sofortige Durchsetzung der Anordnung mit Rücksicht auf das Infektionsrisiko, welchem die vulnerablen Perso-
nen durch die Personen ausgesetzt werden, die nicht vollständig immunisiert sind, geboten ist. Das Privatinteresse hat 
gegenüber dem öffentlichen Interesse an dem Schutz der vulnerablen Personen zurückzutreten. Der Schutz vor An-
steckungen ist höher zu gewichten, als der damit einhergehende Aufwand. Ein Abwarten der Unanfechtbarkeit liefe 
dem mit der Verfügung verfolgten Ziel des Schutzes der vulnerablen Personen einerseits und der Aufrechterhaltung 
der Versorgungs-, Beschulungs- und Betreuungssicherheit in den Einrichtungen und Unternehmen andererseits zuwi-
der. Bei einem Abwarten der Unanfechtbarkeit bestünde das Infektionsrisiko fort, sodass die vulnerablen Personen 

https://portal.landkreis-celle.de/dienstleistungen/
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einer erhöhten Gefahr ausgesetzt blieben und eine abschließende Beurteilung der Versorgungssicherheit von vornhe-
rein nicht möglich wäre. 
 
Der Landkreis Celle hat in Ziffer 7 den Zeitpunkt bestimmt, ab dem diese Allgemeinverfügung als bekanntgegeben gilt 
und damit wirksam wird (§ 1 NVwVfG in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). Die ortsübliche Bekanntmachung 
erfolgt über die Internetseite www.landkreis-celle.de sowie über das Amtsblatt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Lüneburg erhoben werden. 
 
Celle, den 26.06.2025 
Landkreis Celle 
 
Der Landrat 
Axel Flader  
 

- - - 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER GEMEINDEN, SAMTGEMEINDEN, GEMEINDEFREIEN BEZIRKE UND 

ZWECKVERBÄNDE 
 
Gemeinde Hambühren, 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 und Bekanntmachung der Nach-
tragshaushaltssatzung 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Hambühren für das Haushaltsjahr 2025 
 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde 
Hambühren in der Sitzung am 19.06.2025 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

In den Endsummen bleiben die Festsetzungen des Haushaltsplanes unverändert.  
 

§ 2 
 

Die Höhe der bisher vorgesehenen Kreditermächtigung wird nicht geändert. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
440.000 € um 150.000 € erhöht und auf 590.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht verändert. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 

§ 6 
 

Die Festsetzungen werden nicht geändert. 
 
Hambühren, den 20.06.2025 
 
Gemeinde Hambühren 
 
Carsten Kranz 
Bürgermeister 
 
2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung 
 
2.1 Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 
 

http://www.landkreis-celle.de/
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2.2 Die nach § 119 Abs. 4, § 120 Abs. 2 und nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Celle am 03.07.2025 mit Nebenbestimmungen unter dem Aktenzeichen 111013-2024/013363 erteilt 
worden. 

 
2.3 Der 1. Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom Tage nach der Bekanntmachung 

der 1. Nachtragshaushaltssatzung an 7 Tagen während der Servicezeiten zur Einsichtnahme im Foyer des 
Rathauses der Gemeinde Hambühren öffentlich aus. 

 
Hambühren, den 03.07.2025 
Gemeinde Hambühren 
 
Carsten Kranz 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Stadt Bergen, Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Stadt Bergen 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 (Nds. GVBl S. 576) in der 
zur Zeit gültigen Fassung und der §§ 1 und 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16.12.2022 (BGBl I S. 2294), sowie der §§ 1und 16 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung vom 15.10.2002 (BGBl I S. 4167) zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.03.2024 (BGBl I S. 108) hat der Rat 
der Stadt Bergen in seiner Sitzung am 26.06.2025 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Hebesätze 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Grundsteuer 
 
a) für die in der Stadt Bergen liegenden Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) mit 300 vom Hundert 
b) für die in der Stadt Bergen liegenden Grundstücke (Grundsteuer B) mit 300 vom Hundert 
 
(2) Gewerbesteuer mit 420 vom Hundert 
 

§ 2 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 
 
Bergen, den 30.06.2025 
Stadt Bergen 
 
Claudia-Dettmar-Müller  
Bürgermeisterin 
 

- - - 
 
Gemeinde Hambühren, 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung und Erhebung von Gebühren der 
Asylbewerber- und Flüchtlingsunterkünfte in der Gemeinde Hambühren 
 

1.Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung und Erhebung von 
Gebühren der Asylbewerber- und 

Flüchtlingsunterkünfte in der Gemeinde 
Hambühren 

 
Aufgrund der §§ 1, 5, 10 Abs. 1, 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der derzeit gültigen Fassung und des § 5 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Hambühren in 

seiner Sitzung am 19.06.2025 folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

§ 12 Abs. 1a erhält folgende Fassung 
 

§12 Gebührenhöhe 
 

(1)   Die Gebühr für die Benutzung der Asylbewerber- und Flüchtlingsunterkunft beträgt 
a) in Gemeinschaftsunterkünften  

für alleinreisende Personen 350,00 €,  
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für Familien für den Haushaltsvorstand 350,00 €, sowie für jedes weitere Familienmitglied 110,00 € 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
 
Die 1. Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im elektronischen Amtsblatt für den Landkreis Celle 
in Kraft. 
 
Hambühren, den 01.07.2025 
Gemeinde Hambühren 
 
Kranz L.S. 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Gemeinde Südheide, Satzung über die Rechtsstellung der ehrenamtlich tätigen Gleichstellungsbeauftragten in der 
Gemeinde Südheide, Landkreis Celle.  
 
Aufgrund der §§ 8 und 9 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zur Zeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Südheide in seiner Sitzung am 26.06.2025 folgende Satzung beschlossen:  
 
§ 1  
Rechtsstellung  
Vom Rat der Gemeinde Südheide wird eine ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte berufen. Sie kann vom Rat 
der Gemeinde Südheide aus diesem Amt mit einer 2/3 Mehrheit seiner Mitglieder abberufen werden.  
 
§ 2  
Tätigkeit  
Die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten hat das Ziel, zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern beizutragen. Sie wirkt nach Maßgabe der §§ 4 und 5 der Satzung an allen Vorhaben, Entscheidungen, Pro-
grammen und Maßnahmen mit, die Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Anerkennung 
der gleichwertigen Stellung von Frauen und Männern in der Gesellschaft haben. Zur Verwirklichung der in Satz 1 
genannten Zielsetzung, insbesondere zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, kann sie Vorhaben 
und Maßnahmen anregen, die  
1. die Arbeitsbedingungen innerhalb der Verwaltung,  
2. personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes der Gemeinde oder  
3. Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft  
betreffen.  
Der Rat kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben zur Förderung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern übertragen. Die Gleichstellungsbeauftragte kann dem Rat hierfür einen Vorschlag vorlegen.  
Sie erhält für die ordnungsgemäße Erledigung ihrer Aufgaben eine angemessene Sachausstattung.  
 
§ 3  
Unterstellung, Weisungsgebundenheit  
Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte ist in ihrer Tätigkeit als Gleichstellungsbeauftragte unmittelbar der 
Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister unterstellt. Bei der rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie nicht an 
Anweisungen gebunden.  
 
§ 4  
Verhältnis zu den kommunalen Gremien  
Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen des Rates, des Verwaltungsausschusses, 
der Ausschüsse des Rates und der Ausschüsse nach § 73 NKomVG und der Ortsräte teilnehmen. Sie ist auf ihr Ver-
langen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören. Sie kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand 
auf die Tagesordnung der Sitzung des Rates, eines seiner Ausschüsse oder des Verwaltungsausschusses gesetzt 
wird.  
Widerspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, dem Ergebnis der Vorbereitung eines Be-
schlusses des Rates durch den Verwaltungsausschuss, so hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Rat zu 
Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen.  
Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte ist auf Verlangen des Rates verpflichtet, Auskunft über ihre Tätigkeit 
zu geben, dieses gilt nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung unterliegen.  
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berichtet dem Rat gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauftragten alle 
drei Jahre über die Maßnahmen, die die Gemeinde zur Umsetzung des Verfassungsauftrages aus Artikel 3 Abs. 2 der 
Niedersächsischen Verfassung durchgeführt hat, und über deren Auswirkungen.  
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§ 5  
Beteiligungsrechte  
Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte in allen Angelegen-
heiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, rechtzeitig zu beteiligen und ihr die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Dies gilt insbesondere in Personalangelegenheiten. Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für 
die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfanges berechtigt, Einsicht in die Akten der Gemein-
deverwaltung zu nehmen, in Personalakten jedoch nur mit Zustimmung der betroffenen Bediensteten.  
 
§ 6  
Öffentlichkeitsarbeit  
Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches 
unterrichten.  
 
§ 7  
Entschädigung der Gleichstellungsbeauftragten  
Die Gleichstellungsbeauftragte erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 250,00 Euro. Die Entschä-
digung wird monatlich zum 20. eines jeden Monats entrichtet.  
Daneben werden Fahrtkosten entsprechend den gesetzlichen Regelungen gewährt.  
 
§ 8  
Inkrafttreten  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Celle in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragte der Gemeinde Südheide, Land-
kreis Celle, vom 18.03.2015 außer Kraft.  
 
Südheide, den 26.06.2025  
Gemeinde Südheide  
 
Die Bürgermeisterin L.S. 
Katharina Ebeling 
 

- - - 
 
Gemeinde Südheide, Satzung der Gemeinde Südheide über die Entschädigung der Mitglieder des Rates und der eh-
renamtlich Tätigen in der Gemeinde Südheide 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 54, 55, 58, 71 Abs. 7 und 91 Abs. 4 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zuletzt geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Südheide in seiner Sitzung am 26.06.2025 
folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Allgemeines 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde Südheide wird grund-
sätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Ersatz von Verdienst- ausfall, Auslagen und Fahrtkosten besteht im Rah-
men der Höchstbeträge nach dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen für Ratsmitglieder und sonst ehrenamtlich 
Tätige werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt. 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat gezahlt, auch dann, wenn der 
Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine 
Dienstgeschäfte ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als einen Monat nicht, so erhält er 
vom nächsten Monatsbeginn an keine Aufwandsentschädigung. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte 
führende Vertreter die Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädi-
gung gezahlt. 
(3) Die Aufwandsentschädigungen und die Fahrtkostenentschädigung im Sinne des § 8 Nr. 2 dieser Satzung 
werden vierteljährlich nachträglich gezahlt. 
 
§ 2 Entschädigung der Ratsmitglieder 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten zum Ersatz ihrer Auslagen - mit Ausnahme der Fahrtkosten - eine Aufwandsent-
schädigung. Sie wird gezahlt 
a) als Pauschalbetrag in Höhe von 70,00 € monatlich, daneben 
b) als Sitzungsgeld in Höhe von 50,00 € je Sitzung für die Teilnahme an einer Sitzung 
1. des Rates, 
2. des Verwaltungsausschusses, 
3. der Ausschüsse, 
4. der Fraktionen bzw. der Gruppen. 
(2) Die Anzahl der zu entschädigenden Fraktions- bzw. Gruppensitzungen wird auf eine pro Monat beschränkt. 
Die Entschädigungszahlungen erfolgen pauschal ohne Nachweis der Teilnahme an den Fraktions- bzw. Gruppensit-
zungen. 
(3) Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Ratsbeschluss höchstens ein weiteres 
Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag dürfen nicht mehr als 2 Sitzungsgelder gezahlt 
werden. Eine Sitzung, die über 24.00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wurde. 
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(4) Ratsmitglieder, die an einer Ausschusssitzung teilnehmen, erhalten kein Sitzungsgeld, wenn sie nicht als Mit-
glied dieses Ausschusses, nicht als Vertreter für ein gewähltes Mitglied teilnehmen oder nicht besonders zu der Aus-
schusssitzung geladen sind. 
(5) Ratsmitglieder erhalten neben dem Ersatz des Aufwandes den Ersatz ihres Verdienstausfalles und der Fahrt-
kosten im Rahmen der Höchstsätze nach den §§ 8 und 9 dieser Satzung. 
 
§ 3 Entschädigung der stv. Bürgermeister und der Fraktions- bzw. Gruppenvorsitzenden 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzlichen Aufwandsentschädi-
gungen gezahlt: 
1. für die stv. Bürgermeister(innen)   175,00 € 
2. für die Fraktions- bzw. Gruppenvorsitzenden 
2.1 Grundbetrag     140,00 € 
2.2 je Fraktions- bzw. Gruppenmitglied    14,00 € 
(2) Entschädigungen für mehrere der unter Abs. 1 Nr. 2 aufgeführten Funktionen werden aufeinander angerech-
net. Wenn sich eine Fraktion an der Bildung einer Gruppe beteiligt, wird die Entschädigung nur für die Gruppe und 
nicht gleichzeitig für die Fraktion gezahlt. 
(3) Neben den Aufwandsentschädigungen nach Abs. 1 werden Fahrtkosten im Rahmen der Höchstsätze nach § 
8 dieser Satzung gewährt. 
 
§ 4 Entschädigung der Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören 
(1) Die Mitglieder der Ausschüsse, die nicht Ratsmitglieder sind, erhalten für die Teilnahme an  Ausschusssitzun-
gen eine Aufwandsentschädigung  als  Sitzungsgeld  in Höhe von 50,00 €. 
(2) Neben der Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 wird Ersatz des Verdienstausfalles und der Fahrtkosten 
im Rahmen der Höchstsätze nach den §§ 8 und 9 dieser Satzung gewährt. 
 
§ 5 Entschädigung der Ortsratsmitglieder und der Ortsbürgermeister 
(1) Die Mitglieder der Ortsräte erhalten als Ersatz ihrer Auslagen – mit Ausnahme der Fahrtkosten – eine Auf-
wandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 50,00 €. 
(2) Neben der Entschädigung nach Abs.1erhält die Ortsbürgermeisterin / der Ortsbürgermeister eine monatliche 
Aufwandsentschädigung. Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt für den Ortsbürgermeister / die Bürgermeis-
terin der Ortschaft 
Hermannsburg und Unterlüß      140,00 €  
Baven                                                     110,00 €  
Beckedorf, Bonstorf, Oldendorf, Weesen und Lutterloh     80,00 €. 
(3)   § 2 Absätze 3 und 5 gelten für die Mitglieder der Ortsräte entsprechend. 
 
§ 6 Kinderbetreuungskosten 
Die nachgewiesenen notwendigen Aufwendungen für eine Kinderbetreuung werden auf bis zu 10 Euro je Stunde für 
höchstens 8 Stunden begrenzt. Regelmäßig wird die Notwendigkeit einer Betreuung bei Kindern bis zu 14 Jahren 
anerkannt. 
 
§ 7 Entschädigung für sonst ehrenamtlich Tätige 
(1) Wer sonst ehrenamtlich tätig ist, hat Anspruch auf Ersatz seiner nachgewiesenen Auslagen- soweit gesetzlich 
keine anderweitige Regelung besteht - bis zu einem Höchstbetrag von 16,00 € täglich. 
(2) Neben dem Ersatz für Aufwand nach Abs. 1 wird Ersatz des Verdienstausfalles im Rahmen der Höchstsätze 
nach § 9 dieser Satzung gewährt. 
 
§ 8 Erstattung der Fahrtkosten 
Neben den Entschädigungen nach den §§ 2 bis 5 werden zur Erstattung der Kosten für Fahrten innerhalb des Gemein-
degebietes folgende Pauschbeträge als Höchstsätze gewährt: 
1. Für die Teilnahme an Sitzungen des Rates, des Verwaltungsausschusses, der Ausschüsse und der Ortsräte 
je Sitzung (unter Anwendung der Ausnahmeregelungen von § 2 Abs. 2 und 4) bei einer Entfernung zwischen der 
Tagungsstätte und der Wohnung bzw. der Arbeitsstätte von 
a) bis zu 6 km (einfache Fahrt)                    0,00 € 
b) bis zu 12 km (einfache Fahrt)                      5,00 € 
c) über 12 km (einfache Fahrt)               9,00 € 
Die zurückgelegte Wegstrecke ist von den Mitgliedern der Vertretungen bzw. den ihr nicht angehörenden Ausschuss-
mitgliedern schriftlich zu erklären und pflichtgemäß zu versichern. 
2. Neben der Fahrtkostenentschädigung nach Ziffer 1 werden für Fahrten zur Gemeindeverwaltung und aus 
repräsentativen Anlässen innerhalb des Gemeindegebietes Monatspauschalen in folgender Höhe gewährt: 
a) für die / den stv. Bürgermeister(in)                        10,00 € 
b) für die / den Fraktions- bzw. Gruppenvorsitzende(n)         6,00 € 
c) für die / den Ortsbürgermeister(in)                          10,00 € 
 
§ 9 Verdienstausfall 
(1) Den in den §§ 2 bis 5 genannten Anspruchsberechtigten wird neben der Aufwandsentschädigung der nach-
gewiesene Verdienstausfall im Rahmen der Höchstsätze nach Absatz 2 erstattet. 
(2) Der Erstattungsbetrag wird auf höchstens 31,00 € je Stunde des erforderlichen Zeitaufwandes und 248,00 € 
je Arbeitstag begrenzt. 
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(3) Zu dem erforderlichen Zeitaufwand für die Wahrnehmung einer Tätigkeit gehört grundsätzlich auch die not-
wendige Zeit der An- und Abfahrt zwischen Wohnung bzw. Arbeitsstätte und dem Tätigkeitsort. 
 
§ 10 Reisekosten 
Für Dienstreisen nach außerhalb des Gemeindegebietes, die vom Rat, Verwaltungsausschuss oder dem Bürgermeis-
ter oder dem damit beauftragten Vertreter angeordnet oder genehmigt sind, erhalten Ratsmitglieder, die nicht dem Rat 
angehörenden Ausschussmitglieder und sonst ehrenamtlich für die Gemeinde tätige Personen auf Antrag Reisekosten 
nach den Bestimmungen des Bundesreiskostengesetzes. 
 
§ 11 Gemeinsame Vorschriften 
Hat ein Arbeitnehmer keinen Anspruch auf Lohnfortzahlung, zahlt der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt aber tatsächlich 
weiter, so wird die Verdienstausfallentschädigung im Rahmen der Höchstbeträge des § 10 Absatz 2 auf Antrag dem 
Arbeitgeber mit dem Bruttobetrag einschließlich der darauf entfallenen Abgaben und Sozialversicherungsbeiträge er-
stattet. In Zweifelsfragen, die sich aus der Anwendung dieser Satzung ergeben, entscheidet der Verwaltungsaus-
schuss. 
 
§ 12 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt zum 01.07.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Entschädigungssatzung der Gemeinde Süd-
heide vom 23.01.2015 außer Kraft. 
 
Südheide, den 26.06.2025  
Gemeinde Südheide  
 
Die Bürgermeisterin L. S.  
Katharina Ebeling 
 

- - - 
 
Gemeinde Südheide, Satzung der Gemeinde Südheide über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wir-
kungskreis (Verwaltungskostensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 Ziffer 5, 7 und § 111 Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025 (Nds. GVBl 2025 Nr. 3), § 2 und § 4 des Nds. 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl S. 589) hat die Vertretung der Gemeinde Südheide in seiner Sitzung am 26.06.2025 
folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1  
Kostenpflichtige Verwaltungstätigkeiten 
Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten - im nachfolgenden Verwaltungstätigkeiten - im eigenen 
Wirkungskreis der Gemeinde werden nach dieser Satzung Kosten erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gege-
ben haben. Kosten im Sinne dieser Satzung sind Gebühren und Auslagen.  
Verwaltungstätigkeiten i. S. v. Abs. 1 sind auch Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe.  
Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag 
abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird.  
Die Erhebung von Kosten auf Grund anderer Rechtsvorschriften für besondere Verwaltungstätigkeiten, die in dem 
Kostentarif nicht aufgeführt sind, bleibt unberührt. 
 
§ 2  
Kostentarif, Höhe der Kosten 
Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem als Anlage geführten Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist.  
Liegen umsatzsteuerpflichtige Verwaltungstätigkeiten vor, sind die Beträge des Kostentarifes zuzüglich gesetzlicher 
Umsatzsteuer zu erheben.  
Nicht unter den Kostentarif fallen:  
Verwaltungstätigkeiten, für die nach gesetzlichen Vorschriften sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit besteht,  
Verwaltungstätigkeiten im Rahmen der Amtshilfe. 
 
§ 3  
Gebühren 
Für Verwaltungstätigkeiten, für welche der Kostentarif einen Rahmen vorsieht, sind bei der Festsetzung der Kosten 
das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Gegenstandes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstä-
tigkeit zu berücksichtigen. Die Kosten sind auf volle Euro abgerundet festzusetzen.  
Werden mehrere kostenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebeneinander vorgenommen, so ist für jede Verwaltungstä-
tigkeit eine Gebühr nach Kostentarif zu erheben.  
Gebühren werden nicht erhoben für Verwaltungstätigkeiten, zu denen  
in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im Lande, eine Behörde des Bundes oder die Behörde eines 
anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten auferlegt oder in sonstiger 
Weise auf Dritte umgelegt werden kann.  
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Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts einschließlich ihrer öf-
fentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen zur Durchführung von Zwecken i. S. des § 54 der Abgaben-
ordnung (AO) Anlass gegeben haben, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten aufzuerlegen ist. 
 
§ 4  
Auslagen 
Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Verwaltungstätigkeit Auslagen notwendig, die nicht bereits 
mit der Gebühr abgegolten sind, so hat der Kostenschuldner sie zu erstatten; dies gilt auch, wenn die Verwaltungstä-
tigkeit selbst gebührenfrei ist. Werden bei einer Dienstreise mehrere Dienstgeschäfte wahrgenommen, so sind die 
Reisekosten nach dem Verhältnis der Kosten zu teilen, die bei gesonderter Erledigung jedes einzelnen Geschäfts 
entstanden wären.  
Auslagen sind in § 13 Abs. 3 Nds. Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) exemplarisch aufgeführt. 
 
§ 5  
Billigkeitsmaßnahmen 
Kosten, die dadurch entstanden sind, dass die Gemeinde die Sache unrichtig behandelt hat, sind zu erlassen.  
Die Gemeinde kann die von ihr festgesetzten Kosten stunden, wenn die sofortige Einziehung für den Schuldner mit 
erheblichen Härten verbunden ist und wenn der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird.  
Die Gemeinde kann die Kosten ermäßigen oder von der Erhebung absehen, wenn dies im Einzelfall mit Rücksicht auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kostenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten ist.  
Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung ganz oder teilweise abgelehnt oder zurückgenommen, bevor die 
Amtshandlung beendet ist, so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt werden.  
Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht ein Antrag auf unverschuldeter Unkenntnis, so kann die 
Gebühr außer Ansatz bleiben. 
 
§ 6  
Kosten für Rechtsbehelfe 
Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr für die Entscheidung über den Rechtsbehelf das Einein-
halbfache der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung anzusetzen war. Soweit der Rechtsbehelf Erfolg hat, 
sind nur die Kosten für die vorzunehmende Verwaltungstätigkeit zu erheben. Bei gebührenfreien Verwaltungstätigkei-
ten werden die Kosten für Rechtsbehelfe im Kostentarif bestimmt.  
Wird eine Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin, der nicht von dem Kostenpflichtigen eingelegt worden ist, 
im Widerspruchs- oder Beschwerdeverfahren oder durch gerichtliches Urteil aufgehoben, so ist eine bereits bezahlte 
Gebühr insoweit zurückzuzahlen, als sie die für die Ablehnung des Antrages zu entrichtende Gebühr übersteigt. Das 
Gleiche gilt, wenn ein Gericht nach § 113 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die Rechtswidrigkeit der Verwal-
tungstätigkeit festgestellt hat. Die Zurückzahlung ist ausgeschlossen, wenn die Verwaltungstätigkeit aufgrund von un-
richtigen oder unvollständigen Angaben des Antragstellers vorgenommen wurde. 
 
§ 7  
Kostenschuldner 
Kostenschuldner ist derjenige, der zu der Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat oder wer die Kosten durch eine 
gegenüber der Gemeinde abgegebene oder ihr/ihm mitgeteilte Erklärung übernommen hat.  
Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
§ 8  
Entstehung der Kostenschuld 
Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages.  
Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.  
 
§ 9  
Fälligkeit der Kostenschuld 
Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht die Ge-
meinde/Samtgemeinde/der Landkreis einen späteren Zeitpunkt bestimmt.  
Eine Verwaltungstätigkeit kann von der vorherigen Zahlung der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines 
angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld 
übersteigt, ist er zu erstatten.  
Bei umsatzsteuerpflichtigen Kosten enthält der Bescheid die Bestandteile einer Rechnung nach den Vorschriften des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG).  
 
§ 10  
Vollstreckung 
Die Kosten können nach dem Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz im Verwaltungszwangsverfahren 
vollstreckt werden.  
 
§ 11  
Anwendung des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes 
Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4 Abs. 4 NKAG die Vorschriften des Niedersächsischen 
Verwaltungskostengesetzes sinngemäß Anwendung.  
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§ 12  
Datenschutz  
Für datenschutzrechtliche Fragen können sich Betroffene an den Datenschutzbeauftragten der verantwortlichen Stelle 
wenden, die Kontaktdaten sind auf der Webseite der Gemeinde Südheide unter https://www.gemeinde-sued-
heide.de/Datenschutz abrufbar. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt ausschließlich zur Durchführung der Verwaltungstätigkeiten nach 
dieser Satzung, insbesondere zur Bearbeitung von Anträgen und zur Erhebung von Verwaltungskosten. Rechtsgrund-
lage hierfür sind Art. 6 Abs. 1 lit. c und e DSGVO in Verbindung mit § 1 Abs. 6 und § 3 NDSG sowie den vorgenannten 
Fachgesetzen sowie § 11 NKAG. 
Es werden nur die für die Bearbeitung erforderlichen Daten verarbeitet, insbesondere: 
• Name und Kontaktdaten, 
• Angaben zum Verwaltungsvorgang (z. B. Aktenzeichen, Antragsgegenstand), 
• Gebühren- und Zahlungsinformationen. 
Die Erhebung erfolgt in der Regel anlassbezogen, etwa bei der Antragstellung oder im Zuge gebührenpflichtiger Amts-
handlungen.  
Eine Übermittlung der Daten an Dritte erfolgt nur, sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist oder zur Erfüllung der 
Aufgabe erforderlich ist. Eine Verarbeitung zu anderen Zwecken findet nicht statt. 
Die Daten werden so lange gespeichert, wie dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben und zur Einhaltung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen, insbesondere aus dem Haushalts- und Abgabenrecht, erforderlich ist. 
Die betroffenen Personen haben die Rechte nach den Art. 13 bis 18 und 21 DSGVO, insbesondere auf Auskunft, 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und Widerspruch. 
 
§ 13  
Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Celle in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung über Verwaltungskosten der Gemeinde außer Kraft. 
 
Südheide, den 26.06.2025  
Gemeinde Südheide  
Die Bürgermeisterin L.S. 
 
Katharina Ebeling 
 
Kostentarif  
zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) der Gemeinde Südheide  
Gebühren (§ 3 der Verwaltungskostensatzung) und Pauschbeträge für Auslagen (§ 4 der Verwaltungskostensatzung).  
Für die Gebührenbemessung des Verwaltungsaufwandes werden die Pauschbeträge gem. § 1 Abs. 4 S. 5 der Allge-
meinen Gebührenordnung (AllGO) in der jeweils geltenden Fassung zu Grunde gelegt. Bei Gebühren nach Zeitauf-
wand wird je angefangener Viertelstunde und entsprechend der einzelnen Stundensätze abgerechnet. 
 

Nr.  Gegenstand  Gebühr/  
Pauschbetrag in Euro  

1  Vervielfältigungen, andere Druckerzeugnisse und Überlassung 
elektronischer Dateien  
 

 

1.1  Vervielfältigung je angefangener Seite (schwarz-weiß)  
 

 

1.1.1  bis zum Format DIN A4  
 

0,50  

1.1.2  bis zum Format DIN A3  
 

1,00  

1.1.3  bei größeren Formaten  
 

bis zu 15,00  

1.1.4  bei Nutzungsüberlassung des Kopiergerätes an Bürger  
 

halbe Gebühr  

1.2  Vervielfältigung je angefangener Seite (farbig)   

1.2.1  bis zum Format DIN A4  
 

1,00  

1.2.2  bis zum Format DIN A3  
 

2,00  

1.2.3  bei größeren Formaten  
 

bis zu 15,00  

1.2.4  Nutzungsüberlassung des Kopiergerätes an Bürger  
 

halbe Gebühr  

1.3  Vorbereitung, Erstellung und Übersendung digitaler Kopien / 
elektronischer Dateien 
  

 

https://www.gemeinde-suedheide.de/Datenschutz
https://www.gemeinde-suedheide.de/Datenschutz
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1.3.1  per E-Mail / per Downloadlink  
 

nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 15,00 
  

1.3.2  per Datenträger (umfasst sind Kosten für Datenträger und Ver-
sand, die nicht gesondert als Auslagen erhoben werden)  
 

nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 25,00  

2  Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Aus-
weise  
 

 

2.1  Beglaubigung von Unterschriften  
 

nach Zeitaufwand  

2.2  Beglaubigungen von Abschriften, Kopien, Vervielfältigungen und 
Negativen  

nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 2,00 höchst. 8,00 je 
Seite 
  

2.3  Beglaubigungen von Urkunden und Bescheinigungen für den Ge-
brauch im Ausland  
 

nach Zeitaufwand  

2.4  Ausstellen einer Bescheinigung  
 

nach Zeitaufwand  

2.4.1  über einen ausländischen Studienabschluss  
 

nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 70,00 
  

2.4.2  über die Bewertung eines anderen ausländischen Bildungsnach-
weises oder eines inländischen Bildungsnachweises  
 

nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 54,00  

2.5  Ausstellen eines Ausweises, eines Zeugnisses oder einer sonsti-
gen Bescheinigung  
 

nach Zeitaufwand  

2.6  Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die 
Nichtausübung eines Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 Satz 3 
Baugesetzbuch (Negativzeugnis) 

nach Zeitaufwand, mind. 
35,00  

2.7  Löschungsbewilligungen, soweit nicht privatrechtlich  
 

nach Zeitaufwand  

3  Akteneinsicht, Auskunft, Nachforschung   

3.1.  Gewährung von Akteneinsicht  nach Zeitaufwand, mind. je-
doch 14,00 
  

 bei Versendung der Akten, je Sendung zzgl.  
 

12,00 

3.2  Auskünfte   

3.2.1  Auskünfte aus einer Datenbank, einer Kartei, einem Register oder 
einem sonstigen Verzeichnis  
 

nach Zeitaufwand  

3.2.2  Schriftliche Auskunft zur Marktforschung und für wirtschaftliche 
Dispositionen und Prognosen an interessierte Gesellschaften ö.ä.  
 

nach Zeitaufwand  

3.3  Nachforschung der Kasse nach dem Verbleib eines überwiese-
nen Betrages  
 

25,00  

3.4  Feststellungen aus Konten und Akten  
 

nach Zeitaufwand  

4  Abgaben  
 

 

4.1  Aufstellung über den Stand eines Steuerkontos je Haushaltsjahr  
 

10,00  

4.2  Ersatzstücke für verlorene Hundesteuermarken 
 

10,00  

4.3  Bescheinigung über öffentliche Abgaben früherer Jahre, für jedes 
Jahr  
 

10,00  

4.4  Zweitausfertigung vom Abgabenbescheid  
 

10,00  

5  Nutzung des Archives   

5.1  Schriftliche Auskünfte aus Urkunden und alten Akten, je Seite  
 

2,00  
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5.2  Benutzung von Großformaten (Karten, Pläne, Plakate, Bilder 
usw.) je Tag  
 

10,00  

5.3  Für familiengeschichtliche Auskünfte und sonstige Auskünfte  
 

nach Zeitaufwand  

6  Ausnahmen nach § 24 Abs. 7 des Niedersächsischen Straßenge-
setzes  
 

nach Zeitaufwand  

7 Genehmigungen, Überwachung, Bewilligungen im Zusammen-
hang mit Baumaßnahmen  
 

 

7.1  Bestätigung über die gesicherte Erschließung nach § 62 Nieder-
sächsische Bauordnung  
 

75,00  

7.2  Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung 
Dritter von Unternehmen an öffentlichen Straßen, Plätzen, Kanä-
len und sonstigen Anlagen ausgeführt werden  
 

nach Zeitaufwand  

7.3  Bereitstellung von Verkehrsschildern bestehend aus Verkehrszei-
chen oder Absperrbarke, Teleskopbefestigungsstangen, Beton-
steinen  
 

20,00  
zzgl. 5,00 pro Schild und 
Tag  

8 Antragskonferenz  
 

 

 Durchführung einer Antragskonferenz, wenn nach der Antrags-
konferenz ein Antrag auf Vornahme einer gebührenpflichtigen 
Amtshandlung nicht gestellt wird  
 

nach Zeitaufwand 

9 Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erklärung, die 
von einer Privatperson zu deren Nutzen gewünscht ist (die Nie-
derschrift über die Erhebung von Rechtsbehelfen ist ausgenom-
men)  
 

nach Zeitaufwand  

10 Gebühren in besonderen Fällen (Ablehnung und Rücknahme ei-
nes Antrages, Änderung, Rücknahme oder Widerruf einer Amts-
handlung, Rechtsbehelfe, Rückforderungen)  
 

 

10.1  Ablehnung eines Antrags auf Vornahme einer gebührenpflichti-
gen Amtshandlung aus anderen Gründen als wegen Unzustän-
digkeit der Behörde  
 

nach Zeitaufwand  

10.2  Rücknahme eines Antrags auf Vornahme einer gebührenpflichti-
gen Amtshandlung  

nach Zeitaufwand, max. 25 
% der ursprünglichen für 
die Amtshandlung festzu-
setzenden Gebühr  
 

10.3  Nachträgliche Änderung einer gebührenpflichtigen Amtshandlung  
 

nach Zeitaufwand  

10.4  Rücknahme oder Widerruf einer Amtshandlung  
 

nach Zeitaufwand  

10.5  Rechtsbehelfe  
 

 

10.5.1  Entscheidung über einen Rechtsbehelf, soweit der Rechtsbehelf 
erfolglos bleibt oder der  
Rechtsbehelf nur deshalb Erfolg hat, weil die Amtshandlung auf-
grund unrichtiger oder unvollständiger Angaben der Person, die 
den Rechtsbehelf eingelegt hat, vorgenommen  
oder abgelehnt worden ist. 
 

  

10.5.1.1  in einer gebührenpflichtigen Angelegenheit (vgl. § 6 der Satzung)  das 1 ½ -fache der Gebühr, 
die für die angefochtene  
Entscheidung anzusetzen 
war 
  

10.5.1.2  im Übrigen  
 

nach Zeitaufwand  
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10.5.2  Bearbeitung eines Rechtsbehelfs, wenn der Rechtsbehelf vor Be-
endigung des Rechtsbehelfsverfahrens zurückgenommen wird.  
 

nach Zeitaufwand  

11 Rückforderung von Zuwendungen oder anderen Geldleistungen  nach Zeitaufwand, jedoch 
mind. 10 % des Rückforde-
rungsbetrags und höchs-
tens 10.000 
  

12 Allgemeiner Auffangtatbestand   

 Genehmigungen, Erlaubnis, Ausnahmebewilligung oder sonstige 
auf Antrag oder Veranlassung des/der Kostenschuldners/-in vor-
zunehmende Amtshandlung oder Protokoll über Verhandlungen, 
wenn in diesem Kostentarif und auch in anderen Rechtsvorschrif-
ten weder eine Gebühr bestimmt noch Gebührenfreiheit vorgese-
hen ist.  

nach Zeitaufwand 

 
Interne Anmerkungen: 
 
zu Nr. 1.1.4:  
Ein Anspruch auf Nutzungsüberlassung besteht nicht. 
 
zu Nr. 1.2.4:  
Ein Anspruch auf Nutzungsüberlassung besteht nicht. 
 
zu Nr. 2.4:  
Gebühren nach Nr. 2.4 werden nicht erhoben, wenn Gebühren nach einer anderen Nummer zu erheben sind. 
 
zu Nr. 2.1 bis 2.5:  
Von der Gebührenerhebung ausgenommen sind:  
Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, Bescheinigungen und Zeugnissen im Rahmen eines bestehen-
den oder früheren Arbeits- oder Dienstverhältnisses  
das Ausstellen von Bescheinigungen über die Zahlung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengel-
dern, Unterstützungen und dergleichen aus öffentlichen oder privaten Kassen  
das Ausstellen von Zeugnissen, ausgenommen Zweitausfertigungen, durch die Schule oder die Schulbehörde,  
die Beglaubigung von Zeugniskopien durch die Schule oder Schulbehörde, die das Zeugnis ausgestellt hat,  
das Ausstellen von Ausweisen und Bescheinigungen über den Schulbesuch,  
Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, Bescheinigungen und Zeugnissen in Gnadensachen  
Beurkundungen durch Urkundspersonen beim Jugendamt nach dem Achten Buch des Sozialgesetzbuches  
Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, Bescheinigungen und Zeugnissen zum Nachweis der Bedürf-
tigkeit,  
Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Sozialhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe.  
 
zu Nr. 2.6:  
Die Erteilung eines Negativzeugnisses nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB ist eine Amtshandlung. Im Hinblick auf die 
Bindung des grundbuchrechtlichen Vollzuges jeder Auflassung an die Vorlage eines solchen Zeugnisses liegt seine 
Erteilung insoweit im öffentlichen Interesse. Trotzdem ist die Erhebung von Kosten nicht nach § 4 Abs. 2 NKAG, § 2 
Abs. 1 NVwKostG ausgeschlossen, weil nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB das Zeugnis nur auf Antrag erteilt wird. Erhebt 
eine Gemeinde Gebühren für die Erteilung eines Negativ-zeugnisses, muss sie berücksichtigen, dass nur für die Zeug-
niserteilung selbst Kosten erhoben werden können. Die Prüfung, ob ein Vorkaufsrecht besteht und ob es ausgeübt 
werden soll, hat die Gemeinde dagegen nach Mitteilung des jeweiligen Kaufvertrages überwiegend im öffentlichen 
Interesse von Amts wegen durchzuführen. 
 
zu Nr. 3.1  
Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Akteneinsicht in einem laufenden Verfahren an Verfahrensbeteiligte gewährt 
wird.  
Die Aufwendungen, die Dritten für die Versendung der Akten zu zahlen sind, sind in der Gebühr nicht enthalten und 
gesondert als Auslagen zu erheben.  
Für die Akteneinsicht durch Übersendung digitaler Dateien sind Gebühren nach Nr. 1.3 zu erheben.  
 
zu Nr. 3.3:  
Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Nachforschung ergeben hat, dass der infrage stehende Betrag der Empfän-
gerin oder dem Empfänger nicht gutgeschrieben oder nicht an sie oder ihn ausgezahlt worden ist.  
Der Betrag, der von der Kasse für die Nachforschung an das kontoführende Kreditinstitut zu zahlen ist, ist in der Gebühr 
nicht enthalten und gesondert als Auslage zu erheben.  
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zu Nr. 5:  
Für die Benutzung und Auskunftserteilung zu wissenschaftlichen und heimatkundlichen Zwecken, sowie bei der Durch-
führung von Arbeiten im Rahmen der Schul- und Berufsausbildung sind lediglich die Auslagen zu erstatten. Ansprüche 
Dritter aus Urheber-, Verwertungs- und Lizenzrechten sind gesondert abzugelten. 
 
zu Nr. 5.3:  
Der Betrag der vom Landesarchiv für die Nachforschung erhoben wird, ist in der Gebühr nicht enthalten und gesondert 
als Auslage zu erheben. 
Anmerkung zu Nr. 10.1 und 10.2:  
Die Gebühr darf nicht höher sein als die für die Vornahme der Amtshandlung festzusetzende Gebühr. 
 
zu Nr. 10.3:  
Die Gebühr darf nicht höher sein als die für die Gebühr, die für eine nicht auf die Änderung beschränkte Amtshandlung 
festzusetzen war.  
 
zu Nr. 10.4:  
Eine Gebühr wird nicht erhoben für die Rücknahme oder Widerruf eines Bescheids zur Gewährung einer Zuwendung 
oder anderen Geldleistung, wenn eine Gebühr nach Nr. 13 zu erheben ist. 
 
zu Nr. 10.5.2:  
Richtet sich der Rechtsbehelf ausschließlich gegen eine Kostenfestsetzung, so darf die Gebühr den strittigen Betrag 
nicht übersteigen. 
 
zu Nr. 11:  
a) Zum Zeitaufwand gehört auch der Zeitaufwand für die Änderung, die Rücknahme oder den Widerruf des Bescheids 
zur Gewährung der Zuwendung oder anderen Geldleistung.  
b) Von einer Gebührenerhebung ist abzusehen, wenn die Rückforderung darauf beruht, dass  
aa) eine Zuwendung durch nachträglich eingetretene unvorhergesehene Minderungen des Investitionsvolumens oder 
infolge Zuwendungen von dritter Seite gekürzt werden muss,  
bb) der Verwendungszweck aus Gründen, die nicht die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger zu 
vertreten hat, nicht erreicht worden ist oder  
cc) die Zuwendung nicht rechtzeitig oder fristgerecht verwendet worden ist, soweit die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger dies nicht zu vertreten hat.  
c) Mit Gebühr ist der Verwaltungsaufwand für die Anforderung von Zinsen für den Rückforderungsbetrag abgegolten 
 
zu Nr. 12: 
Die Vorschrift regelt die anlassbezogene Verarbeitung personenbezogener Daten auf gesetzlicher Grundlage und be-
nennt die wesentlichen Betroffenenrechte, so dass ein separates Informationsblatt nicht erforderlich ist. 
 

- - - 
 
Gemeinde Südheide, 15. Änderung des Flächennutzungsplanes der vormaligen Gemeinde Unterlüß 
 
Gemeinde Südheide 
Die Bürgermeisterin  
 
Bekanntmachung 
 
15. Änderung des Flächennutzungsplanes der vormaligen Gemeinde Unterlüß 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Südheide hat in seiner Sitzung am 26.06.2025 den Entwurf der 
15. Änderung des Flächennutzungsplanes der vormaligen Gemeinde Unterlüß, einschließlich Begründung mit Umwelt-
bericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur öffentlichen Auslegung bestimmt.  
 
Ziel der Planung ist die Schaffung von Baurecht für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie. 
Das Plangebiet befindet sich im nordwestlichen Bereich des Ortsteiles Unterlüß in der Gemeinde Südheide, nördlich 
der L280 (Müdener Straße). Die Lage und der Zuschnitt des Plangebietes sind der folgenden Planübersicht zu entneh-
men: 
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Der Entwurf der 15. Änderung des Flächennutzungsplanes der vormaligen Gemeinde Unterlüß, einschließlich ihrer 
Begründung mit Umweltbericht sowie bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen sind in der Zeit  

 
vom 09.07.2025 bis einschließlich 11.08.2025  

 
auf der Homepage der Gemeinde Südheide unter 
https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-
beteiligungsverfahren/ veröffentlicht. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können die Planunterlagen im Rahmen einer öffentlichen Auslegung in der 
Gemeindeverwaltung Südheide, Rathaus Hermannsburg, Büro 0.11, Am Markt 3, 29320 Südheide sowie im Rathaus 
Unterlüß, Büro des Bürgerservice, Urwaldschneise 1, 29345 Südheide während der Sprechzeiten  
 
Montag bis Freitag  08.30 Uhr - 12.30 Uhr  
Dienstag  14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Donnerstag  14.00 Uhr - 18.00 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Nach vorheriger Terminvereinbarung (Tel: 05052 / 6552) ist eine Einsichtnahme der Unterlagen auch außerhalb dieser 
Zeiten möglich. 
 
Folgende Unterlagen mit umweltbezogenen Informationen sind verfügbar:  

• Begründung zum Bebauungsplan mit Aussagen zur ehemaligen Betriebsdeponie im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes (Altablagerung Unterlüß-Kahlenberg), zum Baugrund und zum Bodenschutz, zur Kampfmit-
telbelastung, zu Schutzgebieten, Baudenkmalen, Bodenfunden, Kampfmittelbelastung, Baugrund und Boden-
schutz, zum Immissionsschutz in Bezug auf Blendwirkung, Schallimmission, elektrische und magnetische 

https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-beteiligungsverfahren/
https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-beteiligungsverfahren/
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Strahlung sowie Lichtimmission, zu Waldbelange im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und angrenzen-
den Waldflächen, zu festzusetzenden Kompensationsmaßnahmen, zur Oberflächenentwässerung und zur 
Erschließung in Bezug auf Straße, Ver- und Entsorgung sowie zu Planungsalternativen 

• Umweltbericht mit Aussagen 
zur Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung auf die Schutzgü-
ter Mensch, Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt, Fläche/Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, kul-
turelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen Schutzgütern,  
zu Prognosen bezüglich der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Nichtdurchführung 
der Planung,  
zur Beschreibung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zur Kompensation nachteiliger Um-
weltauswirkungen sowie zur Eingriff-Kompensation-Bilanzierung, 
zu den Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzgebiete und geschützte Bereiche,  
zur Betrachtung artenschutzrechtlicher Belange, insbesondere zur Schädigung von Tierindividuen, erhebli-
chen Störungen durch Bauarbeiten und künftige Nutzung, Schädigung und Zerstörung geschützter Lebens-
stätten, Schädigung von Pflanzenwuchsorten, 
zu vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen, 
zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange und Anforderungen der Landschaftsplanung, 
zu Planungsalternativen, 
zur Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter Plangebiete und grenzüberschreitender Wirkungen, 
zu Auswirkungen schwerer Unfälle und Katastrophen, 
zur Anfälligkeit gegenüber Folgen des Klimawandels 

 
Folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Unterrichtung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange liegen vor: 

• Stellungnahme Niedersächsische Landesforsten, Forstamt Fuhrberg vom 10.07.2024 mit Hinweisen zur 
Waldumwandlung, zum angrenzenden Wald und zum Schutz der Waldaußenränder 

• Stellungnahme Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Forstamt Südostheide Celle vom 11.07.2024 mit Hin-
weisen zur Waldumwandlung, zum angrenzenden Wald und zum Schutz der Waldaußenränder  

• Stellungnahme Landkreis Celle vom 10.07.2024 mit Hinweisen zu gesetzlich geschützten Biotopen und Le-
bensraumtypen gemäß FFH-Richtlinie und zu geschützten Arten, zur Betriebsdeponie „Kahlenberg“ und dem 
dazugehörigen Sanierungsplan, zu Waldflächen, zum Waldabstand und zu Waldumwandlungen, zur Umwid-
mungsklausel gemäß § 1a BauGB 

• Stellungnahme Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 03.07.2024 mit Hinwei-
sen zu Brauch- und Oberflächenwasser 

• Stellungnahme Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie vom 26.06.2024 mit Hinweisen zum Boden-
schutz 

• Stellungnahme Zweckverband Abfallwirtschaft Celle vom 05.07.2024 mit Hinweisen zur Altablagerung Unter-
lüß-Kahlenberg, zur Abfallvermeidung und zum Schutz von Deponievolumen, sowie zur Ersatzbaustoffver-
ordnung. 

 
Während der Dauer der oben genannten Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen zum Entwurf der 15. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der vormaligen Gemeinde Unterlüß und zum Entwurf der Begründung abgegeben werden. 
Die Stellungnahmen sollen elektronisch per E-Mail an 
 

 bauen@gemeinde-suedheide.de 
 
übermittelt werden. Bei Bedarf kann eine Stellungnahme aber auch auf anderem Wege abgegeben werden (z.B. per 
Brief, Fax oder mündlich während der Sprechzeiten zur Niederschrift).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 4a Abs. 5 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.  
 
Gemäß § 3 Abs. 3 Baugesetzbuch wird ferner darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt- 
Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-
schlossen ist, die sie im Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können. 
 
Südheide, den 02.07.2025 
Gemeinde Südheide 
 
Die Bürgermeisterin 
Katharina Ebeling 
 

- - - 
 

mailto:bauen@gemeinde-suedheide.de
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Gemeinde Südheide, Aufstellung des Bebauungsplanes Unterlüß Nr. 23 „Freiflächenphotovoltaikanlage Kahlenberg“ 
der Gemeinde Südheide 
 
Gemeinde Südheide 
Die Bürgermeisterin  
 
Bekanntmachung 
Aufstellung des Bebauungsplanes Unterlüß Nr. 23 "Freiflächenphotovoltaikanlage Kahlenberg" der Gemeinde Süd-
heide - Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Südheide hat in seiner Sitzung am 26.06.2025 den Entwurf des Bebau-
ungsplanes Unterlüß Nr. 23 " Freiflächenphotovoltaikanlage Kahlenberg " der Gemeinde Südheide  
einschließlich Begründung mit Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch zur öffentlichen Auslegung bestimmt.  
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Unterlüß Nr. 23 "Freiflächenphotovoltaikanlage Kahlenberg"  
der Gemeinde Südheide hat das Ziel, Baurecht für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
im Bereich des Ortsteiles Unterlüß zu schaffen.  
Das Plangebiet befindet sich im nordwestlichen Bereich des Ortsteiles Unterlüß in der Gemeinde Südheide, nördlich 
der L280 (Müdener Straße). Die Lage und der Zuschnitt des Plangebietes sind der folgenden Planübersicht zu entneh-
men: 
 

 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich seiner Begründung mit Umweltbericht sowie bereits vorliegende um-
weltbezogene Stellungnahmen sind in der Zeit  

 
vom 09.07.2025 bis einschließlich 11.08.2025  

 
auf der Homepage der Gemeinde Südheide unter 
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https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-
beteiligungsverfahren/ veröffentlicht. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet können die Planunterlagen im Rahmen einer öffentlichen Auslegung in der 
Gemeindeverwaltung Südheide, Rathaus Hermannsburg, Büro 0.11, Am Markt 3, 29320 Südheide sowie im Rathaus 
Unterlüß, Büro des Bürgerservice, Urwaldschneise 1, 29345 Südheide während der Sprechzeiten  
 
Montag bis Freitag  08.30 Uhr - 12.30 Uhr  
Dienstag  14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Donnerstag  14.00 Uhr - 18.00 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Nach vorheriger Terminvereinbarung (Tel: 05052 / 6552) ist eine Einsichtnahme der Unterlagen auch außerhalb dieser 
Zeiten möglich. 
 
Folgende Unterlagen mit umweltbezogenen Informationen sind verfügbar:  

• Begründung zum Bebauungsplan mit Aussagen zur ehemaligen Betriebsdeponie im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes (Altablagerung Unterlüß-Kahlenberg), zum Baugrund und zum Bodenschutz, zur Kampfmit-
telbelastung, zu Schutzgebieten, Baudenkmalen, Bodenfunden, Kampfmittelbelastung, Baugrund und Boden-
schutz, zum Immissionsschutz in Bezug auf Blendwirkung, Schallimmission, elektrische und magnetische 
Strahlung sowie Lichtimmission, zu Waldbelange im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und angrenzen-
den Waldflächen, zu festzusetzenden Kompensationsmaßnahmen, zur Oberflächenentwässerung und zur 
Erschließung in Bezug auf Straße, Ver- und Entsorgung sowie zu Planungsalternativen 

• Umweltbericht mit Aussagen 
zur Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung auf die Schutzgü-
ter Mensch, Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt, Fläche/Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft, kul-
turelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen Schutzgütern,  
zu Prognosen bezüglich der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung und bei Nichtdurchführung 
der Planung,  
zur Beschreibung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zur Kompensation nachteiliger Um-
weltauswirkungen sowie zur Eingriff-Kompensation-Bilanzierung, 
zu den Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzgebiete und geschützte Bereiche,  
zur Betrachtung artenschutzrechtlicher Belange, insbesondere zur Schädigung von Tierindividuen, erhebli-
chen Störungen durch Bauarbeiten und künftige Nutzung, Schädigung und Zerstörung geschützter Lebens-
stätten, Schädigung von Pflanzenwuchsorten, 
zu vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen, 
zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange und Anforderungen der Landschaftsplanung, 
zu Planungsalternativen, 
zur Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter Plangebiete und grenzüberschreitender Wirkungen, 
zu Auswirkungen schwerer Unfälle und Katastrophen, 
zur Anfälligkeit gegenüber Folgen des Klimawandels 

 
Folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Unterrichtung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange liegen vor: 

• Stellungnahme Niedersächsische Landesforsten, Forstamt Fuhrberg vom 10.07.2024 mit Hinweisen zur 
Waldumwandlung, zum angrenzenden Wald und zum Schutz der Waldaußenränder 

• Stellungnahme Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Forstamt Südostheide Celle vom 11.07.2024 mit Hin-
weisen zur Waldumwandlung, zum angrenzenden Wald und zum Schutz der Waldaußenränder  

• Stellungnahme Landkreis Celle vom 10.07.2024 mit Hinweisen zu gesetzlich geschützten Biotopen und Le-
bensraumtypen gemäß FFH-Richtlinie und zu geschützten Arten, zur Betriebsdeponie „Kahlenberg“ und dem 
dazugehörigen Sanierungsplan, zu Waldflächen, zum Waldabstand und zu Waldumwandlungen, zur Umwid-
mungsklausel gemäß § 1a BauGB 

• Stellungnahme Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 03.07.2024 mit Hinwei-
sen zu Brauch- und Oberflächenwasser 

• Stellungnahme Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie vom 26.06.2024 mit Hinweisen zum Boden-
schutz 

• Stellungnahme Zweckverband Abfallwirtschaft Celle vom 05.07.2024 mit Hinweisen zur Altablagerung Unter-
lüß-Kahlenberg, zur Abfallvermeidung und zum Schutz von Deponievolumen, sowie zur Ersatzbaustoffver-
ordnung. 

 
Während der Dauer der oben genannten Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungs-
planes Unterlüß Nr. 23 "Freiflächenphotovoltaikanlage Kahlenberg" und zum Entwurf der Begründung abgegeben wer-
den. Die Stellungnahmen sollen elektronisch per E-Mail an 
 

bauen@gemeinde-suedheide.de 
 

https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-beteiligungsverfahren/
https://www.gemeinde-suedheide.de/rathaus/aktuelles/bauleitplanung-und-fachplanung/bauleitplaene-im-beteiligungsverfahren/
mailto:bauen@gemeinde-suedheide.de
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übermittelt werden. Bei Bedarf kann eine Stellungnahme aber auch auf anderem Wege abgegeben werden (z.B. per 
Brief, Fax oder mündlich während der Sprechzeiten zur Niederschrift).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 4a Abs. 5 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.  
 
Südheide, den 02.07.2025 
Gemeinde Südheide 
 
Katharina Ebeling 
Die Bürgermeisterin 
 

- - - 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN ANDERER STELLEN 
 
Kommunale Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH, Jahresabschluss 2024 
 
Jahresabschluss 2024 
 
Kommunale Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Kommunalen Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH hat 
mit Datum vom 02.06.2025 den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2024 festgestellt und der Geschäftsführung 
Entlastung erteilt. 
Hierzu wurde folgender Beschluss gefasst: 
Die Gesellschafterversammlung beschließt, den Jahresabschluss der KKC für das Geschäftsjahr 2024 wie vorgelegt 
festzustellen. Der Jahresüberschuss in Höhe von 3.759,12 € ist mit dem Verlustvortrag aus dem Vorjahr in Höhe von 
3.662,94 € zu verrechnen und der verbleibende Betrag von 96,18 € ist auf neue Rechnung vorzutragen. 
Die Gesellschafterversammlung hat gemäß § 7 Abs. 7 des Gesellschaftsvertrages über die Entlastung des Geschäfts-
führers zu beschließen. 
Herr Klußmann beantragt, dem Geschäftsführer Entlastung für das Geschäftsjahr 2024 zu erteilen. 

AKTIVA  31.12.2024 31.12.2023 

    € € 

A. Umlaufvermögen    

I. Guthaben bei Kreditinstituten  1.468.107,14 815.050,53 

    1.468.107,14 815.050,53 

 

PASSIVA   31.12.2024 31.12.2023 

    € € 

A. Eigenkapital      

I. Gezeichnetes Kapital  26.000,00 26.000,00 

II. Gewinn-/Verlustvortrag  -3.662,94 0,00 

III. Jahresüberschuss /-fehlbetrag  3.759,12 -3.662,94 

B. Rückstellungen    

I. Sonstige Rückstellungen  3.300,00 0,00 

  



Amtsblatt für den Landkreis Celle Nr. 54 vom 03.07.2025 

- 594 - 

C. Verbindlichkeiten    

I. Klimaschutzfonds  1.438.710,96 792.713,47 

    1.468.107,14 815.050,53 

 
Die FB-Audit GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, hat mit Datum vom 21.03.2025 folgenden Bestäti-
gungsvermerk erteilt:  
 
„Wir haben dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2024 der Kommunale Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH, Celle, in der 
Fassung der Anlage 1 am 21. März 2025 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:  
„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers  
An die Kommunale Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH, Celle  
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der Kommunale Klimaschutzgesellschaft Landkreis Celle gemeinnützige GmbH, 
Celle, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Kommunale Klimaschutzgesellschaft 
Landkreis Celle gemeinnützige GmbH, Celle, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024.  
Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2024 und  
vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.  
[…]“  
 
Hannover, den 21. März 2025  
FB-Audit GmbH  
 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
Nico Rühmkorb  
Wirtschaftsprüfer“  
 
Mit seinem Ergänzungsbericht vom 16.05.2025 erklärt das Rechnungsprüfungsamt Landkreis Celle:  
„Den bei mir am 22.04.2025 eingegangenen Prüfbericht der FB-Audit GmbH habe ich zur Kenntnis genommen. Ergän-
zende Hinweise/Bemerkungen haben sich nicht ergeben. Es bestehen keine Bedenken gegen eine Entlastung des 
Geschäftsführers für das Jahr 2024.“  
 
Celle, 24.06.2025  
 
Arno Meyer  
Geschäftsführer 
 

- - - 
 
D. SONSTIGE MITTEILUNGEN 


